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Die Gemeinde Wallgau erlaBt aufgrund
der §§ 2,9, 10 und 19 Abs.1 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der
Neufassung vom 27.August 1997
(BGBI. | S. 2141), des Art. 23 der
Gemeindeordnung flr den Freistaat
Bayern (GO), des Art. 91 der
Bayerischen Bauordnung (BayBO),
der Verordnung Uber die bauliche
Nutzung der Grundstiicke (BauNVO)
und der Verordnung uber die
Darstellung der Planinhalte (PlanzVO)
diesen Bebauungsplan Nr.27 fur das
Gebiet Vorderbergleiten II, Flur Nr.
447, diesen Bebauungsplan als
Satzung.



A. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
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WA Aligemeines Wohngebiet

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs

Baugrenze

E= Einzelhaus
D= Doppelhaus,

—
j Bauweise:

wheoom Max. zuldssige traufseitige AuBenwandhdhe, z. B. 6,00 m

Firstrichtung

Ga ! Umgrenzung von Flachen fir Garagen

L _P | Umgrenzung von Flachen fir Carports
E StraBenbegrenzungslinie

[ | Offentiche Verkehrsfiachen

StraBenprofil mit StraBenbegleitgrin

77| FuB-und Radweg

Sichtdreieck mit VermaBung in Meterangaben
Offentliche Granflachen

Standort fir Baumpflanzungen

Umgrenzung von Flachen fir Vorkehrungen zum Schutz
gegen schadliche Umwelteinwirkungen

_.._._

Abgrenzung unterschiedlicher MaBe baulicher Nutzung und
Bauweise

3%m 4 MaBzahlen in Meterangaben, z.B. 3,00 m

oy Bezugspunkt far die Festlegung des OKF des
¢ ~ Erdgeschosses mit HohenmaB

B. PLANZEICHEN ALS HINWEISE
Situlerungsvorschlag Haupt-/Nebengebaude

Flurstlicksgrenzen

geplante Grundsticksgrenzen

/5  Flurstiicksbezeichnung

i

26
@ Zu erhaltender Baumbestand
905 Hohenlinie mit Angabe in Meter G. NN

—P Ende der Ortsdurchfahrt



C. TEXTFESTSETZUNGEN
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4.3

4.4
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Art der baulichen Nutzung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird geméan § 4 BauNVO als Allgemeines
Wohngebiet (WA) festgesetzt.

MaB und Art der baulichen Nutzung

Das MaB der baulichen Nutzung wird durch die zulassige Grundflache und die Wandhdohe
bestimmt.

Max. zulassige Grundflache fur Wohngeb&ude bzw. sonstige Nutzungen gemés § 4 BauNVO :
100 gm fir freistehende Einzelhauser, 80 gm fur Doppelhauser.

Die zulassige Grundflache fur Nutzungen gemaB § 19(4) BauNVO darf bis zu 100 % der
Grundflache der in Pkt. 2.2 bezeichneten baulichen Anlagen Uberschritten werden.

Die maximal zulassige seitliche Wandhéhe von Hauptgebauden (gemessen von
OK-FertigfuBboden des Erdgeschosses bis zum Schnittpunkt der AuBenwand mit der
DaChhaUt):VG,OO m == g // A ’ é,L{O Vi

Die maximal zulassige Kniestockhdhe betragt bei Gebaudebreiten bis zu 10 m 0,40 m, bei
Gebaudebreiten tiber 10 m 0,60 m, gemessen von UK Sparren im Schnittpunkt mit der
AuBenwand bis OK Rohdecke des Obergeschosses.

Anzahl der zulassigen Wohneinheiten je Wohngebaude bzw. Doppelhaushélfte: 2 WE
AuBerhalb der durch Planzeichnung festgesetzten Flachen sind erdgeschossige Wintergarten

bis zu maximal 2,50 m und Baikone}kbis zu maximal 1,50 m Tiefe zulassig.

£ _YFA [ (e § ——lie“j”f‘i

Bauweise

Fir das Bebauungsplangebiet gilt offene Bauweise.

Die Hauptgebaude sind als rechteckige Baukérper auszubilden.

Sonstige textliche Festsetzungen zu Wohngebauden

Dachneigung fur Wohngebaude: 18° bis 24° Dachform: Satteldach mittig Gber der
Langsseite der Baukorper > ¢ 7.4 |

Die Dachuberstande sind geméaB der ortstypischen Bebauung auszubilden
(Mindestiberstand: 1,00 m).

Dacheindeckung: ziegelrote Dachplatten
Dacheinschnitte und Dachgauben sind unzulassig.

AuBenwande sind als verputzte, gestrichene oder / und holzverschalte Flachen
auszufihren.
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5.1
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Hoéhenlage der Gebaude:

Die Hohe der Oberkante des ErdgeschoBfuBbodens (OKF) darf die in der Planzeichnung

angegebene Hohe nicht berschreiten( Als HohenmaB gilt der Abstand zwischen OKF

und dem gemittelten StraBenniveau langs der der StraBe zugewandten Gebaudeseite. )
s I

Anbauten, Nebenanlagen und Garagen

Der Abstand zwischen Garagen und 6ffentlicher ErschlieBungsflache muB mindestens .
5,00 m, der Abstand von iiberdachten Stellplatzen (Carport) 1,00 m betragen. ~> < 7./ .

Die Dachneigungen von Anbauten und Garagen sind denjenigen der Hauptgebaude
anzupassen. Flachdachausfuhrungen sind unzulassig.

Zusammengebaute Garagen und Anbauten sind profil- und héhengleich zu errichten.

Nebenanlagen und Garagen als Grenzbebauung zu 6ffentlichen Verkehrsflachen sind
unzulassig.

Stellplatzfestsetzungen

Far jede Wohnung ist mindestens ein Stellplatz auf dem eigenen Grundstick
nachzuweisen. Garagen und Uberdachte Stellplatze sind auf den hierfir festgesetzten
Flachen bzw. innerhalb der Baufenster zu errichten.

Einfriedungen

Einfriedungen gegenlber &ffentlichen Verkehrsflachen sind nur als naturbelassene
Holzzaune mit einer Hohe von 0,90 m Uber dem Gelande oder als geschlossene Hecke bis
zu einer max. Hohe von 1,20 m zulassig.

Stutzmauern und sonstige Grundsticksbegrenzungen aus Mauerwerk oder Beton sowie
Zaunsockel sind unzulassig ‘ Ao vicivon. Gl

Behalter fur die Abfallbeseitigung

Behaltnisse fur die Abfallbeseitigung sind in die Einfriedungen zu integrieren oder im
baulichen Zusammenhang mit den Haupt- und Nebengebauden zu errichten. Freistehende
Mullbehalter auf der zur StraBe hin orientierten Gebaudeseite sind unzulassig.

Bodenschutz und Pflanzfestsetzungen
Private Zufahrten, Wege und Stellplatze sind wasserdurchlassig auszubilden.

Innerhalb des Bebauungsplansumgriffs dirfen nur heimische standortgerechte
Laubbaume und Obstbaume gepflanzt werden. Thujen sind unzulassig.

Je 300 gm Grundstticksflache ist ein Baum zu pflanzen.

Es ist mindestens die Hélfte der Lange der Elnfrledungen zu hinterpflanzen, die an
offentliche Straen und Wege angrenzen.

A

Terrassierungen und Abbdschungen sind dem natrlichen Gelandeverlauf anzupassen.
w— & v 1.4

Grundstucksteilungen

Im Geltungsbereich dieser Satzung bedurfen Grundstiicksteilungen gem. § 19 Abs. 2

BauGB zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung. Biese-Bestimmung-tritt- mit Ablauf des—
31:12.2000-auBer-Kraft— £ . -/ . /4 .



11. Immissionsschutz
Innerhalb der Flachen fur Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
sind Schlafraume von Gebauden nach Osten oder Stden, Wohnraume nach Osten,
Norden oder Siden zu orientieren. Falls dies nicht mdglich ist, sind Larmschutzfenster der
Klasse Il einzubauen. Die Fenster soliten mit integrierter Luftungseinheit versehen, oder die
Raume mit sog. Wandliftungsgeraten ausgeristet werden. Die notwendige
Larmschalldammung von AuBenteilen gemaB DIN 4109 ist in der jeweils giiltigen Fassung

nachzuweisen.

D. HINWEISE DURCH TEXT

Die Baugrundstiicke sind an die gemeindliche Wasserversorgung und an die Kanalisation
anzuschlieBen. Ubergangslésungen sind unzulassig.



VERFAHRENSVERMERKE

Ty

Der SatzungsbeschluB wurde am 42 895 ortsiiblich bekanntgemacht; dabei wurde auf die
Rechtsfolgen der §§ 44 und 215 BauGB hingewiesen. Mit der Bekanntmachung trat der

AufstellungsbeschluB
§ 2 Abs. 1 BauGB

Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses

Vorgezogene Burgerbeteiligung
§ 3 Abs. 1 BauGB

Beteiligung der Trager &ffentlicher
Belange geméasB § 4 BauGB

Offentliche Auslegung
§ 3 Abs. 2 BauGB

2. offentliche Auslegung

SatzungsbeschluB
§ 10 BauGB Abs.1

am 18.09.1997

am 31.10.1997

vom 09.01.1998 bis 09.02.1998

vom 09.01.1998 bis 09.02.1998

vom 17.04.1998 bis 18.05.1998

vom 17.05.1999 bis 17.06.1999

am 15.07.1999

Bebauungsplan in der Fassung vom 15.07.1999 in Kraft (§10 Abs.1 BauGB).

12 Aug. 1999

Wallgau, den.................

Hirtreiter
1. Blirgermeister




	Deckblatt
	Satzung
	A. Festsetzungen durch Planzeichen
	B. Planzeichen als Hinweise
	C. Textfestsetzungen
	1. Art der baulichen Nutzung
	2. Maß und Art der baulichen Nutzung
	3. Bauweise
	4. Sonstige textliche Festsetzungen zu Wohngebäuden
	5. Anbauten, Nebenanlagen und Garagen
	6. Stellplatzfestsetzungen
	7. Einfriedungen
	8. Behälter für die Abfallbeseitigung
	9. Bodenschutz und Pflanzfestsetzungen
	10. Grundstücksteilungen
	11. Immissionsschutz

	D. Hinweise durch Text
	Verfahrensvermerke

